
Tagesordnung 
 

der 10. Sitzung des Kreisausschusses am 
Donnerstag, 31. März 2011, 18.00 Uhr, 

kleiner Sitzungssaal, Kreishaus Heinsberg 
 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
1. Bildung der Einigungsstelle nach dem Personalvertretungsgesetz 
 
2. Haushaltsüberschreitungen im Haushaltsjahr 2009 
 
3. Zuleitung des Entwurfs des Jahresabschlusses 2009 
 
4. Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Durchführung der 

Kenntnisüberprüfung und der Erteilung der eingeschränkten Heilpraktikererlaubnis für 
das Gebiet der „Physiotherapie“ zwischen der Landeshauptstadt Düsseldorf und dem 
Kreis Heinsberg auf der Grundlage des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) 

 
5. Antrag nach § 5 der GeschO der LINKE-Fraktion betr. „UN-Konvention über die 

Rechte von Menschen mit Behinderung“ 
 
6.  Antrag nach § 5 GeschO der FDP-Fraktion betr. „Online-Haushaltsentwurf 2012 spart 

Zeit, Geld und fördert die Bürgerbeteiligung“ 
 
7. Bericht der Verwaltung 
 
8. Anfragen  
 
 
Nichtöffentliche Sitzung: 
 
9. Unmittelbare und mittelbare (über die EWV Energie- und Wasser-Versorgung GmbH 

-EWV-) Beteiligung des Kreises Heinsberg an der „GREEN Gesellschaft für regionale 
und erneuerbare Energie mbH“ 

 
10. Übernahme    einer   Ausfallbürgschaft   für   die   Industriepark   Oberbruch   Projekt-

gesellschaft mbH & Co. KG 
 
11. Bericht der Verwaltung  
 
12.  Anfragen 
 
 



Erläuterungen 
 

zur Tagesordnung der Kreisausschusssitzung am 31.03.2011 
___________________________________________________________________________ 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
Tagesordnungspunkt 1: 
 
Bildung der Einigungsstelle nach dem Personalvertretungsgesetz 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 
Kreisausschuss 31.03.2011 
Kreistag 07.04.2011 

 
Finanzielle Auswirkungen: - 

 
Leitbildrelevanz: nein 

 
 
Das Personalvertretungsgesetz für das Land NRW sieht vor, dass bei verschiedenen 
Maßnahmen, bei denen keine Einigung zwischen dem Leiter der Dienststelle und der 
Personalvertretung erreicht werden kann, die Einigungsstelle entscheidet bzw. eine 
Empfehlung ausspricht. 
 
Die Einigungsstelle, die jeweils für die Dauer einer Wahlperiode der Personalvertretung zu 
bilden ist, besteht aus eine(r)m unparteiischen Vorsitzende(n), ihrer/seinem Stellvertreter/in 
und Beisitzer(inne)n. Sie wird dadurch gebildet, dass sich der Kreistag als oberste 
Dienstbehörde und die Personalvertretung auf  
 

- die Person der/des Vorsitzenden und ihrer/seines Stellvertreter(in)/s und 
 
- die Zahl der Beisitzer/innen 

 
einigen. 
 
Die Wahlperiode des Personalrates hat am 01. Juli 2008 begonnen und endet am 30. Juni 
2012. Aufgrund der besonderen Schwierigkeit eine(n) neue(n) unparteiische(n) und fachlich 
fundierte(n) Vorsitzende(n) bzw. Stellvertreter/in zu finden, hat sich die Besetzung der 
Einigungsstelle zeitlich verzögert. Nunmehr konnten zwei Arbeitsrichter gewonnen werden, 
die ihr Einverständnis zu einer Bestellung erklärt haben. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Im Einvernehmen mit dem Personalrat schlägt die Verwaltung dem Kreisausschuss 

vor, dem Kreistag zu empfehlen, Frau Anja Keil, Richterin am Arbeitsgericht 
Mönchengladbach als Vorsitzende und als Stellvertreter, Herrn Georg Wiese, Richter 
am Arbeitsgericht Aachen zu bestellen.  

 
 



- 2 - 
 

2. Im Einvernehmen mit dem Personalrat schlägt die Verwaltung dem Kreisausschuss 
vor, dem Kreistag zu empfehlen, die Zahl der von der obersten Dienstbehörde bzw. 
Personalvertretung zu benennenden Beisitzer/innen wie bisher auf jeweils neun 
festzusetzen. 

 
Folgende Bedienstete des Kreises sollen zu Beisitzer(inne)n bestellt werden: 

 
1. Herrn Helmut Preuß, Dezernent 
2. Herrn Ludwig Schöpgens, Dezernent 
3. Frau Liesel Machat, Dezernentin 
4. Herrn Josef Nießen, Dezernent 
5. Herrn Ernst Kremers, Leiter des Haupt- und Personalamtes 
6. Frau Daniela Ritzerfeld, Leiterin der Stabsstelle Recht und Kommunalaufsicht 
7. Herrn Philipp Schneider, Leiter der Stabsstelle Recht und Kommunalaufsicht 
8. Frau Hannelore Heinrichs, Leiterin des Rechnungsprüfungsamtes 
9. Herrn Guido Domsel, Leiter der Kreisstraßenmeisterei 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Erläuterungen 
 

zur Tagesordnung der Kreisausschusssitzung am 31.03.2011 
___________________________________________________________________________ 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
Tagesordnungspunkt 2: 
 
Haushaltsüberschreitungen im Haushaltsjahr 2009 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 
Kreisausschuss 31.03.2011 
Kreistag 07.04.2011 

 
Finanzielle Auswirkungen: ja 

 
Leitbildrelevanz: nein 

 
 
Im Rahmen der Ausführung des Haushaltsplanes kann sich die Notwendigkeit eines 
Mehrbedarfs bei den im Haushaltsplan enthaltenen Ermächtigungen ergeben, weil die 
Entwicklung der Haushaltswirtschaft anders verläuft als nach dem aufgestellten Haushaltsplan 
vorgesehen. Gem. § 83 Abs. 2 der Gemeindeordnung NRW sind diese überplanmäßigen und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen dem Kreistag zur Kenntnis zu bringen.  
 
Im Haushaltsjahr 2009 ergaben sich Haushaltsüberschreitungen in bestimmten 
Produktgruppen/Produkten von insgesamt 3.862.037,41 €, die alle durch Einsparungen an 
anderer Stelle im Haushalt ausgeglichen werden konnten. Die Deckung dieser 
Überschreitungen war also im laufenden Haushaltsjahr in jedem Fall gewährleistet. Von 
diesen unabweisbaren Abweichungen vom Haushaltsplan entfiel der größte Teil auf den 
Bereich Jugend und Soziales mit zusammen 2.073.520,70 €. Für die Altersteilzeit-, Beihilfe- 
und Pensionsrückstellungen waren Mehraufwendungen i.H.v. 1.287.336,10 € notwendig. Die 
restlichen über- oder außerplanmäßigen Aufwendungen bzw. Auszahlungen verteilen sich 
über den gesamten Haushalt.  
 
Die als Anlage 1 beigefügte Zusammenfassung zeigt die Haushaltsüberschreitungen in den 
jeweiligen Teilplänen des Haushaltplanes.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung schlägt dem Kreisausschuss und dem Kreistag vor, die 
Haushaltsüberschreitungen des Jahres 2009 zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 



Erläuterungen 
 

zur Tagesordnung der Kreisausschusssitzung am 31.03.2011 
___________________________________________________________________________ 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
Tagesordnungspunkt 3: 
 
Zuleitung des Entwurfs des Jahresabschlusses 2009 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 
Kreisausschuss 31.03.2011 
Kreistag 07.04.2011 

 
Finanzielle Auswirkungen: ja 

 
Leitbildrelevanz: nein 

 
 
Gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW in Verbindung mit § 95 GO NRW hat der Kreis zum Schluss 
jedes Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen, in dem das Ergebnis der 
Haushaltswirtschaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist. Der Jahresabschluss muss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Kreises 
vermitteln. Dabei ist er zu erläutern. 
 
Am 1.1.2009 hat der Kreis Heinsberg von der Kameralistik auf das Neue Kommunale 
Finanzmanagement (NKF) umgestellt. Damit ist der Jahresabschluss 2009 der erste Abschluss 
nach der NKF-Systematik. Nachdem der Kreistag in seiner Sitzung am 21.12.2010 die 
endgültigen Werte der Eröffnungsbilanz zum 1.1.2009 verbindlich festgestellt hat, lagen auch 
die formellen Voraussetzungen für die Erstellung des ersten NKF-Jahresabschlusses vor. 
 
Kreiskämmerer Schöpgens hat bereits in der Sitzung des Finanzausschusses am 6.12.2010 
über das voraussichtliche Jahresergebnis 2009 berichtet. Nach damaligem Stand wurde in der 
Ergebnisrechnung, das heißt in der Gegenüberstellung der Erträge und Aufwendungen des 
Jahres 2009, ein Überschuss von ca. 6 Mio. € prognostiziert. In dem jetzt vorliegenden 
Entwurf der Ergebnisrechnung 2009 wird ein Jahresüberschuss in Höhe von 5.940.389,14 € 
ausgewiesen. 
 
Der gemäß den haushaltsrechtlichen Vorschriften von Kreiskämmerer Schöpgens aufgestellte 
Entwurf des Jahresabschlusses 2009 wurde von Landrat Pusch ohne Abweichungen bestätigt. 
Gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW in Verbindung mit § 95 Abs. 3 GO NRW ist der Entwurf des 
Jahresabschlusses dem Kreistag zuzuleiten. 
 
Bevor eine Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses 2009 im Kreistag 
erfolgen kann, ist dieser gemäß § 101 GO NRW vom Rechnungsprüfungsausschuss zu 
prüfen. 
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Der Jahresabschluss besteht aus der Ergebnisrechnung (Anlage 2), der Finanzrechnung 
(Anlage 3), den Teilrechnungen, der Bilanz (Anlage 4) und dem Anhang. Ihm ist ein 
Lagebericht beizufügen. Das Zahlenwerk des kompletten NKF-Jahresabschlusses hat einen 
erheblichen Umfang, der mit dem Umfang des Haushaltsplans vergleichbar ist. Entsprechend 
der früheren Verfahrensweise bei kameralen Jahresabschlüssen wird schon aus 
wirtschaftlichen Gründen deshalb auf die Erstellung einer Vielzahl von Exemplaren des 
Gesamtwerkes (z. B. der Teilrechnungen) und eine Versendung mit diesen Erläuterungen 
verzichtet. Unabhängig von der bevorstehenden detaillierten Prüfung des Jahresabschlusses 
durch den Rechnungsprüfungsausschuss haben selbstverständlich alle Kreistagsmitglieder und 
Bürger die Möglichkeit, die vollständigen Unterlagen beim Amt für Finanzwirtschaft und 
Beteiligungen einzusehen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung schlägt dem Kreisausschuss und dem Kreistag vor, den Entwurf des 
Jahresabschlusses 2009 zur Kenntnis zu nehmen und diesen dem 
Rechnungsprüfungsausschuss zur weiteren Prüfung zuzuleiten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Erläuterungen 
 

zur Tagesordnung der Kreisausschusssitzung am 31.03.2011 
___________________________________________________________________________ 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
Tagesordnungspunkt 4: 
 
Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Durchführung der 
Kenntnisüberprüfung und der Erteilung der eingeschränkten Heilpraktikererlaubnis 
für das Gebiet der „Physiotherapie“ zwischen der Landeshauptstadt Düsseldorf und 
dem Kreis Heinsberg auf der Grundlage des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 
Ausschuss für Gesundheit und Soziales 16.03.2011 
Kreisausschuss 31.03.2011 
Kreistag 07.04.2011 

 
Finanzielle Auswirkungen: keine 

 
Leitbildrelevanz: keine 

 
 
Nach der landesrechtlichen Verordnung zur Regelung der Zuständigkeiten von 
Rechtsvorschriften für Heilberufe (Zuständigkeitsverordnung Heilberufe – ZustVO HB) sind 
die Kreise und kreisfreien Städte zuständige Behörden für die Durchführung des 
bundesrechtlichen Gesetzes über die berufsmäßige Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung 
(Heilpraktikergesetz) sowie der hierzu ergangenen Ersten Durchführungsverordnung zum 
Heilpraktikergesetz (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ZustVO HB). 
 
Im Rahmen der Bestrebungen zur Zentralisierung der Heilpraktikerüberprüfungen 
einschließlich der Erteilung von Erlaubnissen nach dem Heilpraktikergesetz in Nordrhein-
Westfalen wurde bereits zwischen der Stadt Köln und dem Kreis Heinsberg nach 
vorhergehenden Beratungen und Beschlussfassungen im Ausschuss für Gesundheit und 
Soziales in der Sitzung am 21.06.1995, im Kreisausschuss in der Sitzung am 07.11.1996 und 
im Kreistag in seiner Sitzung am 14.11.1996 (TOP 3 der Niederschrift) einer öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung über die Durchführung der Überprüfung und der Erlaubniserteilung 
bei Heilpraktikerbewerbern im Regierungsbezirk Köln geschlossen. Die Stadt Köln übernahm 
seinerzeit mit der   öffentlich-rechtlichen Vereinbarung alle Aufgaben zur Durchführung der 
Überprüfung und der Erlaubniserteilung bei Heilpraktikeranwärtern nach dem 
Heilpraktikergesetz.                                                               
 
Auch ging mit Abschluss der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung, die gleich lautend durch 
die Stadt Köln mit allen anderen Kreises und kreisfreien Städten im Regierungsbezirk Köln 
getroffen und seitens der Bezirksregierung Köln mit Bescheid vom 31.07.1998 nach dem 
Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) genehmigt worden ist, die Zuständigkeit 
für die Durchführung von Überprüfungen und der Erlaubniserteilung bzw. Versagung von 
Anträgen nach dem Heilpraktikergesetz ab August 1998 auf die Stadt Köln über.  
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Von der vorgenannten Vereinbarung war seinerzeit nicht der Bereich der „Physiotherapie“ 
erfasst, da für die Ausübung dieses medizinischen Berufsfeldes die Erteilung der 
Heilpraktikererlaubnis zum damaligen Zeitpunkt nicht vorgesehen war. Diese Rechtslage 
wurde       mittlerweile durch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 26. August 
2009 (BVerwG 3 C 19.08) dahingehend modifiziert, dass für die im Bereich der 
„Physiotherapie“ tätigen Personen ebenfalls der Anspruch besteht, nach Überprüfung der 
Fachkenntnisse und Fähigkeiten eine für die Ausübung der Physiotherapie „eingeschränkte“ 
Heilpraktikererlaubnis zu erhalten.  
 
Unter Beteiligung des zuständigen Ministeriums für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und 
Alter des Landes Nordrhein-Westfalen (MGEPA NRW) sowie der Kommunalen 
Spitzenverbände in Nordrhein-Westfalen hat sich die Landeshauptstadt Düsseldorf nunmehr 
bereit erklärt, die Entscheidung über die Erteilung von „eingeschränkten“ 
Heilpraktikererlaubnissen auf dem Gebiet der „Physiotherapie“ (einschließlich der 
Kenntnisüberprüfung und der Erlaubniserteilung) nach dem Gesetz über die berufsmäßige 
Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung zu übernehmen. Durch diese beabsichtigte 
Zentralisierung für den Bereich der „Physiotherapie“ soll erreicht werden, dass ein 
einheitliches Verfahren sowie die Gleichbehandlung aller Bewerber gewährleistet wird. Das 
Recht und die Pflicht der Erfüllung dieser Aufgaben gehen mit Abschluss der in Entwurf als 
Anlage 1 der Einladung zur Fachausschusssitzung beigefügten öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung nach dem GkG - wie bereits 1998 mit der Stadt Köln durch öffentlich-
rechtlicher Vereinbarung geregelt - vom Kreis Heinsberg auf die Landeshauptstadt Düsseldorf 
über (§ 23 Abs. 2 S. 1 GkG).  
 
Nach Mitteilung der Stadt Köln soll die zwischen der Stadt Köln und dem Kreis Heinsberg im 
Januar 1997 geschlossene und ab August 1998 nach Genehmigung durch die 
Bezirksregierung Köln geltende öffentlich-rechtliche Vereinbarung vollumfänglich mit dem 
Regelungsinhalt zum damaligen Zeitpunkt weiter Bestand haben. Ausgeklammert bleibt 
jedoch die nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 26. August 2009 nunmehr 
mögliche Durchführung der eingeschränkten Heilpraktikerüberprüfungen im Bereich 
„Physiotherapie“.  Die Stadt Köln wird für diesen Bereich ebenfalls nach entsprechender 
Beschlussfassung im Rat der Stadt Köln eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit der 
Landeshauptstadt Düsseldorf zur Übernahme dieses Aufgabenfeldes schließen.  
 
Die im Rahmen der Aufgabenerledigung aufgrund der Bereitstellung personeller und 
sächlichen Ressourcen (z.B. Einrichtung eines Prüfungsausschusses) der Landeshauptstadt 
Düsseldorf entstehenden Aufwendungen, sollen nach Mitteilung der Stadt Düsseldorf 
ausschließlich durch Gebühreneinnahmen für Antragsbearbeitung und Prüfungsteilnahme 
durch die Bewerber refinanziert werden; diese Gebühreneinnahmen stehen somit der 
Landeshauptstadt Düsseldorf als Ausgleich für die o. g. Aufwendungen in voller Höhe zu.                                               
 
Nach Abschluss der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung und Genehmigung dieser durch die 
zuständige Bezirksregierung entstehen dem Kreis Heinsberg keine weiteren Kosten für die 
vorgenannte Aufgabenübernahme nach dem Heilpraktikergesetz durch die Landeshauptstadt 
Düsseldorf. Dieses wurde seitens der Landeshauptstadt Düsseldorf auch schriftlich 
zugesichert. 
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Beschlussempfehlung: 
 
Der Ausschuss für Gesundheit und Soziales empfiehlt dem Kreisausschuss und dem Kreistag 
einstimmig, dem Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Durchführung der 
Kenntnisüberprüfung und der Erteilung der eingeschränkten Heilpraktikererlaubnis für das 
Gebiet der „Physiotherapie“ durch die Landeshauptstadt Düsseldorf  zuzustimmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Erläuterungen 
 

zur Tagesordnung der Kreisausschusssitzung am 31.03.2011 
___________________________________________________________________________ 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
Tagesordnungspunkt 5: 
 
Antrag nach § 5 der GeschO der LINKE-Fraktion betr. „UN-Konvention über die 
Rechte von Menschen mit Behinderung“ 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 
Kreisausschuss 31.03.2011 

 
 
Es wird auf den in der Anlage beigefügten Antrag der LINKE-Fraktion vom 23.01.2011 
verwiesen (Anlage 5). 

 
Wie bereits mit Schreiben vom 07.02.2011 an die Fraktionsvorsitzenden mitgeteilt, wird der 
Landrat in der Sitzung zum aktuellen Sachstand einen allgemeinen Überblick geben.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 



Erläuterungen 
 

zur Tagesordnung der Kreisausschusssitzung am 31.03.2011 
___________________________________________________________________________ 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
Tagesordnungspunkt 6: 
 
Antrag nach § 5 GeschO der FDP-Fraktion betr. „Online-Haushaltsentwurf 2012 spart 
Zeit, Geld und fördert die Bürgerbeteiligung“ 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 
Kreisausschuss 31.03.2011 
Kreistag 07.04.2011 

 
 
Es wird auf den in der Anlage beigefügten Antrag der FDP-Fraktion vom 09.02.2011 
verwiesen (Anlage 6). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 






















